Musterbrief
Rückforderung von Rücklastschriftpauschalen gegen die BHW Bausparkasse AG
Stand: 14. August 2015
Der BHW Bausparkasse AG hat ihren Kunden jedenfalls bis zum Jahre 2013 Rücklastschriftpauschalen von 10,00 € zzgl. Bankkosten in Rechnung gestellt, ohne dass in ihren allgemeinen Geschäftsbedingungen und Preislisten eine Regelung über die Erhebung einer derartigen Pauschale enthalten war. Das Landgericht Hannover (Urt. v. 20.08.2013, Az. 18 O 247/12) hat der BHW daher untersagt, von Verbrauchern Rücklastschriftpauschalen zu verlangen, ohne das eine vertragliche Vereinbarung über die Höhe einer entsprechenden Pauschale getroffen ist, sofern nicht im Einzelfall entsprechende Kosten entstanden sind.

Die Einzelfallkosten übersteigen nach unseren Erkenntnissen 3,00 € bis 4,00 € jedoch nur selten. Kunden, die der BHW Rücklastschriftpauschalen von 4,00 € oder mehr gezahlt haben, dürften die Beträge daher zurückfordern können. 

Generell sollten Sie allerdings die dreijährige Verjährungsfrist beachten (Beispiel: Im Jahre 2012 gezahlte Pauschalen können Sie ggf. nur noch bis zum Ablauf des 31.12.2015 zurückfordern.) 

Auf der folgenden Seite dieser Datei finden Sie ein Musterschreiben, mit dem Sie versuchen können, die Pauschalen zurückzufordern. Tauschen Sie einfach die in spitze Klammern gesetzten Passagen durch Ihre individuellen Daten aus. Wenn Sie nur eine Rücklastschriftpauschale zurückfordern wollen, löschen Sie die überflüssigen Rechnungszeilen einfach. Als Zahlungsfrist sollten Sie etwa zwei Wochen gewähren.
Wir empfehlen Ihnen, das Schreiben zu faxen. In diesem Fall haben Sie immerhin einen preiswerten Absendenachweis. Sie können das Schreiben natürlich auch per Post versenden. Dann sollten Sie die Zeile „nur per Fax …“ über der Empfängeradresse löschen.
Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Anspruchsdurchsetzung.

Ihr Deutscher Verbraucherschutzverein e.V.
<Ihre Anschrift>

nur per Fax: 05151 / 183001
BHW Bausparkasse AG
Lubahnstraße 2

31789 Hameln

<Ort>, <Datum>
Meine Kundenummer: <Ihre Kundennummer>
Rückforderung von Rücklastschriftpauschalen
Sehr geehrte Damen und Herren,
Sie haben mein Bausparkonto in folgenden Fällen mit Rücklastschriftpauschalen belastet:

Kontoauszug 2012, Rücklastschriftpauschale vom 12.02.2013
13,00 € 

Kontoauszug 2013, Rücklastschriftpauschale vom 10.07.2013
13,00 € 

Summe:
<Summe> €
Das LG Braunschweig (Urt. v. 20.08.2013, Az. 18 O 247/12) hat Ihnen untersagt, von Verbrauchern Rücklastschriftpauschalen zu verlangen, ohne dass eine ausdrückliche vertragliche Vereinbarung über die Höhe einer entsprechenden Pauschale vereinbart worden ist, sofern Ihnen nicht im Einzelfall entsprechende Rücklastschriftkosten angefallen sind. In Ihren AGB und Preislisten waren im Zeitpunkt der Rücklastschriften keine Regelungen über eine Rücklastschriftpauschale enthalten. Eine individuelle Vereinbarung haben Sie mit mir ebenfalls nicht getroffen. Auch sind Ihnen Rücklastschriftkosten in Höhe der Pauschalen offensichtlich nicht angefallen. 
Ich fordere Sie daher auf, oben aufgelistete Beträge meinem Bausparkonto mit Valutadatum des Tags der Kontobelastung wieder gutzuschreiben und mir die Gutschrift bis zum 
<Datum>
schriftlich zu bestätigen.

Mit freundlichen Grüßen
<Unterschrift>
